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I. Perſönliche Angelegenheiten. 


Der Gewerbeaſſeſſor Röſe in Frankfurt a. M. iſt zum 1. November d. J. nach Guben 
verſetzt und mit der Verwaltung des Gewerbeaufſichtsamts dortſelbſt beauftragt worden. 


III. Handelsangelegenheiten. 


1. Schiffahrts angelegenheiten. 
Prüfungsausſchüſſe für Elbſchiffer. 

Zum Staatskommiſſar für die nach Ziffer III der Verordnung über Elbſchifferzeugniſſe 
vom 2. Juli 1926 (RGBl. II 1926 S. 364 ff.) in Preußen zu errichtenden Prüfungs⸗ 
ausſchüſſe für Elbſchiffer wird der jeweilige Elbſtrombaudirektor in Magdeburg (zurzeit 
Dr. Zander) und zu ſeinem Stellvertreter der jeweilige Sachbearbeiter der Elbſtrom⸗ 
bauverwaltung (zurzeit Regierungs⸗ und Baurat Michels) beſtellt. 


Berlin, den 20. Oktober 1926. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
V 12310. alan 
2. Sonſtige Angelegenheiten. 
Erl. d. M. f. 5. vom 13. Oktober 1926 Nr. III 7844 M. f. H., II G 1772 M. d. J., betr. 
Verkehr mit Sprengſtoffen. 


Dias nachſtehende Rundſchreiben des Herrn Präſidenten der Reichsarbeitsverwaltung 
über eine Exploſion feuchter Nitrozelluloſe bringen wir hierdurch zur Kenntnis. Für die 
Gewerberäte Ihres Bezirkes iſt die erforderliche Anzahl von Abdrucken beigefügt. 
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Wir erinnern bei dieſer Gelegenheit an unſere Runderlaſſe vom 20. Februar 1911 — 
IIb 640 M. f. H., IIa 418 M. d. J. — (HMBl. S. 57) und vom 24. Auguſt 1925 — 
III 3268 M. f. H., II G 1108 M. d. J. — (HMBI. S. 212) und bemerken, daß demnächſt 
noch ein weiterer Runderlaß folgen wird, der das Anwendungsgebiet noch etwas erweitert, 
nämlich auf Nitrozelluloſen mit einem Stickſtoffgehalt von mehr als 12,6 v. H. 

Bei dieſer Gelegenheit machen wir darauf aufmerkſam, daß der Runderlaß vom 
24. Auguſt 1925 das Anwendungsgebiet inſofern unnötig einengt, als für den Stickſtoff— 
gehalt eine untere Grenze von 11, v. H. feſtgeſetzt iſt. Dieſe kann, wie ſich ohne weiteres 
ergibt, wegfallen. Die ſich aus dieſer Berichtigung weiterhin ergebende Richtigſtellung 
der entſprechenden Abänderung der Polizeiverordnung über den Verkehr mit Sprengſtoffen 
vom 24. Auguſt 1925 (HMBl. S. 212) wird bei Gelegenheit der vorhin erwähnten Aus⸗ 
dehnung des Runderlaſſes vom 24. Auguſt 1925 auf Nitrozelluloſen mit einem Stickſtoff⸗ 
gehalt von mehr als 12,6 v. H. erfolgen. 

Bei der Exploſion von Nitrozelluloſe in der Pulverfabrik Hasloch am 20. Mai d. J. 
haben ähnliche Verhältniſſe vorgelegen wie bei der Exploſion von ebenfalls aus dem 
früheren Heereswirtſchaftskreiſe ſtammenden, ehemals ordnungsmäßig angefeuchteten, aber 
im Laufe der langen Lagerung ohne Wiederanfeuchtung trocken gewordenen Nitrozelluloſe 
in der Kunſtlederfabrik zu Brockwitz i. Sa. am 1. Auguſt 1921. In beiden Fällen iſt 
Nitrozelluloſe im Laufe der Zeit mit zunehmender Austrocknung ſchließlich zünd⸗ und 
exploſionsfähig geworden. 

Wenn in unſeren Runderlaſſen vom 20. Februar 1911 und vom 24. Auguſt 1925 
feuchte Nitrozelluloſe zunächſt unabhängig vom Stickſtoffgehalt bei einem Verhältnis von 
50 Gewichtsteilen trockener Wolle auf 50 Teile Waſſer oder Alkohol und ſpäter je nach 
dem Stickſtoffgehalt bei einem Verhältnis von 65 Teilen trockener Wolle auf 35 Teile 
Waſſer oder Alkohol oder eines Gemiſches aus gleichen Teilen von Waſſer und Kampfer 
oder Alkohol und Kampfer als Nichtſprengſtoff erklärt worden iſt, ſo iſt das auf Grund 
von Gutachten, zunächſt der damaligen Zentralſtelle für wiſſenſchaftlich⸗techniſche Unter⸗ 
ſuchungen in Neubabelsberg und ſpäter der Chemiſch⸗Techniſchen Reichsanſtalt geſchehen. 
Das erſte Gutachten hatte auf Grund von Verſuchen erklärt, daß die damals vorliegenden 
Gemiſche mit 50 Gewichtsteilen Flüſſigkeit überhaupt keine Sprengſtoffe wären, da ſie auf 
keine Weiſe, auch nicht durch Sprengkapſel Nr. 8 mit vorgeſchaltetem Pikrin⸗Zündladungs⸗ 
körper zur Erploſion zu bringen wären. Das zweite Gutachten legte für die Sprengſtoff⸗ 
natur die Begriffsbeſtimmung zugrunde, daß ein exploſionsfähiger Stoff, um als Spreng⸗ 
ſtoff im Sinne des Sprengſtoffgeſetzes vom 9. Juni 1884 (RGBl. S. 61) zu gelten, zu 
Schieß⸗ und Sprengzwecken geeignet ſein, gegen Stoß und Reibung empfindlicher und durch 
Flammenzündung leichter zur Exploſion zu bringen ſein muß als Dinitrobenzol. Dieſe 
Feſtlegung des Begriffs Sprengſtoff iſt im weſentlichen zum erſtenmal in der Fußnote zu 
§ 54 der Eiſenbahn⸗Verkehrsordnung vom 23. Dezember 1908 (RGBl. 1909 Nr. 3) gegeben. 
Sie iſt ſpäter in dem Entwurf zu einer neuen Polizeiverordnung über den Verkehr mit 
Sprengſtoffen vom 12. Oktober 1912, veröffentlicht im HMBl. ©. 509, übernommen und 
wird heute wohl von allen Sachverſtändigen als zutreffend anerkannt. Auch international 
hat ſie Anerkennung gefunden inſofern, als ſie im weſentlichen in das im Mai 1923 in 
Bern beſchloſſene Internationale Übereinkommen über den Eiſenbahn⸗Frachtverkehr auf⸗ 
genommen iſt und auch in einer Fußnote zu Klaſſe a Sprengſtoffe der nunmehr als end⸗ 
gültiger Entwurf beſchloſſenen Anlage 1 zu dieſem Übereinkommen wiederkehrt. 

Nitrozelluloſe mit 35 v. H. der angegebenen Flüſſigkeiten iſt nun nach Verſuchen in 
der Chemiſch⸗Techniſchen Reichsanſtalt gegen Stoß und Schlag nicht empfindlicher als 
Dinitrobenzol. In dem Runderlaß vom 24. Auguſt 1925 iſt deshalb der Flüſſigkeitsgehalt 
zugleich unter Erweiterung des Gebiets der zuzuſetzenden Flüſſigkeiten und unter Feſt⸗ 
legung beſtimmter Stickſtoffgehalte, für die Nitrozelluloſen von 50 auf 35 v. H. herabgeſetzt, 
und zwar hauptſächlich mit Rückſicht auf die wirtſchaftliche Lage, die es nicht geſtattet, 
Fracht für einen überflüſſigen Zuſatz von Waſſer zu bezahlen. 

Daß bei Unterſchreitung ſelbſt dieſes niedrigen Gehalts an Flüſſigkeit in dem zumeiſt 
zu erwartenden Gefährdungsfalle durch einen Brand dieſer noch nicht zur Exploſion der 
feuchten Nitrozelluloſe führt, wenigſtens dann nicht, wenn die Nitrozelluloſe nur wenig und 
außerdem überall gleichmäßig getrocknet iſt, das iſt durch mehrfache Verſuche im Jahre 1907 mit 
Sicherheit ſeſtgeſtellt. Bei einem dieſer Verſuche brannte eine Kiſte mit 25 kg Nitrozellu⸗ 
loſe von 13,2 v. H. Stickſtoffgehalt und mit 26 v. H. Waſſer in einem großen Scheiter⸗ 
haufen 37 Minuten lang. Nachdem die Kiſtenbretter verbrannt und der Inhalt nach und 
nach immer mehr auseinandergefallen war, konnte man deutlich erkennen, daß die einzelnen 
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Stücke ohne jede Verpuffungserſcheinung immer nur in der äußerſten ganz dünnen Schicht 
der Oberfläche verbrannten. Die nächſte Schicht entzündete ſich erſt, nachdem ſie durch 
das in der Nähe befindliche Feuer genügend ausgetrocknet war. Der Grund für dieſe Er- 
ſcheinung liegt darin, daß die ſchlauchförmigen Fäſerchen der nitrierten Baumwolle die 
Feuchtigkeit ſehr lange und ſicher feſthalten. 

Deshalb iſt auch die in der Anlage C zur Eiſenbahn⸗Verkehrsordnung vom 1. April 
d. J. (Randziffer 39) geforderte luft⸗, waſſer⸗ und alkoholdichte Verpackung verhältnis⸗ 
mäßig leicht auszuführen. Gute, ſtark und dicht zuſammengefügte Holzkiſten mit einer 
Auskleidung aus Zinkblech, wobei zwiſchen dem oberen Rand der Kiſte und den unterwärts 
mit Zinkblech bekleideten Deckel eine Gummidichtung gelegt wird, oder aus Paraffinpapier, 
das ununterbrochen, d. h. ohne Einſchnitte, Einriſſe oder andere Offnungen den Kiſteninhalt 
umhüllen muß, erfüllt die angegebene Forderung für die Dauer der Eiſenbahnbeförderung 
und einer nicht zu langen Lagerung genügend. In einer Filmfabrik war 11 Tage nach 
dem Abgange der feuchten Filmwolle aus der Nitrozelluloſefabrik der Verluſt von Waſſer 
beim Ausgießen der Filmflüſſigkeit, für die der Alkoholzuſatz auf den Waſſergehalt von 
35 v. H. eingeſtellt war, noch nicht nachweisbar. Wäre Waſſer verdampft geweſen, ſo wäre 
die genau vorgeſchriebene Filmdicke infolge Veränderung der Viskoſität der Filmflüſſigkeit 
nicht innegehalten. Dieſe Kontrolle auf den Waſſergehalt der feuchten Nitrozelluloſe iſt 
alſo ſehr ſcharf. 

Es iſt deshalb nicht ſchwer, eine feuchte Nitrozelluloſe ſo zu verpacken, daß ſie für 
alle erwartbaren Friſten bis zur Verarbeitung oder bis zur nächſten Wiederanfeuchtung 
— gegebenenfalls unter anfänglicher angemeſſener Überſchreitung des Feuchtigkeitsgehalts 
von 35 v. H. — dieſe Grenze ſicher innehält. 

Der Grundgedanke, daß dieſe Grenze von 35 v. H. niemals unterſchritten werden 
darf, muß aber von allen denjenigen, die mit feuchter Nitrozelluloſe verantwortlich zu tun 
haben, in ſeinem ganzen Ernſte erfaßt ſein und ſorgfältig berückſichtigt werden. 

Wenn bei der Lagerung Unvorſichtigkeiten vorkommen, wenn nicht nach angemeſſenen 
Friſten der Feuchtigkeitsgehalt ergänzt, wenn womöglich die Lagerung an Stellen geſchieht, 
die einer beſonderen Erwärmung, wenn auch nur durch die Sonne, ausgeſetzt ſind, ſo iſt 
es ſchließlich gleichgültig, ob die feuchte Nitrozelluloſe urſprünglich 35 oder 50 v. H. oder 
noch mehr Feuchtigkeit enthielt. 

Bei der Ergänzung des Feuchtigkeitsgehaltes iſt darauf zu achten, daß die Nitro⸗ 
zelluloſe an allen Stellen die erforderliche Feuchtigkeitsmenge erhält. Es kann ſonſt der 
Fall eintreten, daß die Nitrozelluloſe, inſonderheit an ſtark der Verdunſtung ausgeſetzten 
Stellen ganz oder doch ſoweit ausgetrocknet wird, daß ſie im Falle einer Zündung explodiert 
und dann die benachbarte, wenn auch weniger trockene, ſo doch immerhin durch einen 
Initialſtoß inititerbare Nitrozelluloſe mitreißt. 

Alles dies muß denjenigen, die mit feuchter Nitrozelluloſe umgehen, bekannt ſein. 
Im allgemeinen ſcheint bei der Lagerung von feuchter Nitrozelluloſe auch mit der gebotenen 
Vorſicht verfahren zu werden; wenigſtens ſind außer den beiden Exploſionen in Hasloch 
und Brockwitz weitere Unfälle dieſer Art nicht bekannt geworden. 

Immerhin mahnen dieſe beiden Exploſionen mit ihren folgenſchweren Wirkungen 
dazu, bei der Überwachung der Betriebe, in denen feuchte Nitrozelluloſe gelagert und 
verarbeitet wird, der Gefahr durch das Austrocknen beſondere Aufmerkſamkeit zuzuwenden. 
Dabei wird den Herſtellern und Verkäufern von feuchter Nitrozelluloſe nahe zu legen ſein, 
daß ſie ihre Abnehmer in geeigneter Weiſe nachdrücklich auf die Gefahren durch ein Aus⸗ 
trocknen der feuchten Nitrozelluloſe und auf das Gegenmittel der periodiſchen Wieder⸗ 
anfeuchtung unter Nachprüfung des Waſſergehalts aufmerkſam machen. Nützlich kann 
dabei ein Hinweis darauf ſein, daß die Lagerung und der ſonſtige Verkehr mit einer 
feuchten Nitrozelluloſe, die weniger als 35 v. H. der mehrfach erwähnten Flüſſigkeiten 
enthält und alſo als Sprengſtoff im Sinne des Sprengſtoffgeſetzes gilt, nach den ſchweren 
Strafen des Sprengſtoffgeſetzes (Gefängnis nicht unter drei Wochen) beſtraft wird. 

Zum Schluß bemerken wir noch, daß die mit der Polizeiverordnung vom 24. Auguſt 1925 
(HM Bl. S. 213), betreffend Abänderung des 8 25 der Polizeiverordnung über den Verkehr 
mit Sprengſtoffen angeordnete Buchführung über den An- und Verkauf von feuchter 
Nitrozelluloſe jederzeit über das Vorhandenſein von Nitrozelluloſelagern, auch in ſolchen 
Betrieben, die der Gewerbeaufſicht nicht unterſtehen, Aufſchluß geben muß. Wo die 
Gewerbeaufſichtsbeamten bei der Beſichtigung von Nitrozelluloſefabriken oder der Lager 
von Nitrozelluloſehändlern in den Abgangregiſtern Abnehmer finden, von denen ſie glauben, 
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daß eine polizeiliche Reviſion der Betriebe oder Lager dieſer Abnehmer nützlich fein könnte, 
wird ihnen eine entſprechende Mitteilung an das zuſtändige Gewerbeaufſichtsamt oder die 
zuſtändige Ortspolizeibehörde hiermit zur Pflicht gemacht. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Der Miniſter des Innern. 
J. A.: von Meyeren. J. A.: Roedenbeck. 


An ſämtliche Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten zu Berlin. 


Abschrift. 
Der Präſident der Reichsarbeitsverwaltung. 
(Zentralaufſichtsſtelle Berlin NWAO, den 28. Juli 1926. 
für Sprengſtoff⸗ und Munitionsfabriken.) 


Die Exploſion in der Pulverfabrik Hasloch am 20. Mai 1926 hat zu einer Beſich⸗ 
tigung der Exploſionsſtelle durch Mitglieder der Zentralaufſichtsſtelle geführt. Auf Grund 
der Beſichtigungsbemerkungen und der von mir erbetenen Berichte der Berufsgenoſſenſchaft 
der Chemiſchen Induſtrie geſtatte ich mir eine kurze Darſtellung des Befundes zu geben: 

Die Exploſion ereignete ſich vormittags 9,50 Uhr. Der Chauffeur der Fabrik, der um 
dieſe Zeit die Straße nach Hasloch paſſierte, ſah eine gelbe Feuerſäule aufſteigen, der zwei 
ſtarke Knalle folgten. Hiermit ſtimmen die Angaben des Pfarrers von Schollbrunn überein, 
der auf der weſtlichen Straße des Tales entlang ging und, durch ein Ziſchen aufmerkſam 
gemacht, ebenfalls die gelbe Rauchſäule und in ihr den ſtürzenden Fabrikſchornſtein 
gewahrte; er wollte flüchten, wurde aber durch den ſofort folgenden erſten Exploſionsſtoß 
zu Boden geworfen; kurze Zeit darauf folgte der zweite ſchwächere Stoß. 

Dieſen Angaben entſpricht es, daß an Stelle des früheren Lokomobilhauſes und eines 
öſtlich unmittelbar benachbarten Gebäudes zwei Trichter entſtanden ſind, ein größerer von 
etwa 12 m Durchmeſſer bei 3 m Tiefe in gewachſenem Boden mit nördlicher Ausbuchtung 
und daneben ein kleinerer Trichter von etwa 5 m Durchmeſſer und 2 m Tiefe. Der erſte 
Trichter befindet ſich an der Stelle des früheren am weiteſten weſtlich gelegenen Lokomobil⸗ 
raumes, der mit 180 Faß Schießwolle zu je 30 kg — 5400 kg belegt war. Die Schieß⸗ 
wolle iſt Dachauer Fabrikat, ſtammt wahrſcheinlich aus dem Jahre 1918 und iſt im 
November 1925 dort eingelagert. Dabei wurde nach Angabe des Betriebsleiters jedes 
Faß geöffnet, in der Mitte mit einem Holzſtab ein Loch gebohrt und der Inhalt reichlich 
mit Waſſer getränkt. In dem öſtlich anſchließenden, ſpäter angebauten Raume befand ſich 
die Auslaugeanlage, beſtehend aus drei etwa 2 m hoch ſtehenden Auslaugekeſſeln, einem 
Laugebehälter und einer Kriſtalliſierpfanne. Die Anlage iſt von der Maſchinenfabrik Franz 
Herrmann G. m. b. H., Köln⸗Bayental, angelegt und arbeitet nach dem Infuſionsverfahren 
derart, daß die mit einem Dampfinjektor abgezogene Lauge jedem Auslaugekeſſel oben 
aufgegeben und nach genügender Auslaugung durch ein drehbares Auslaufrohr in den 
nächſten Keſſel gedrückt wird. Die etwa 100 kg Pulver der Faſſung jedes Keſſels befinden 
ſich zwiſchen zwei Sieben. Die Apparatur ſoll im Betriebe geweſen ſein, ſo daß mit einem 
Inhalt von etwa 300 kg Pulver gerechnet werden kann. Pulvervorräte ſollen ſich ſonſt in 
dieſem Raum nicht befunden haben, da ſie ſtets nach dem nördlich gelegenen früheren Ol⸗ 
keller gebracht wurden, wo nach den Angaben 6 Faß trockenes Pulver zu je 35 kg und 
mit 40 v. H. Salpeterinhalt, ſowie 25 Faß ausgelaugtes naſſes Pulver zu je 25 kg, alſo 
zuſammen etwa 835 kg Pulver vorhanden geweſen ſein ſollen. Der zurückgewonnene 
Salpeter wurde in dem weſtlichen Lokomobilraum an deſſen Nordſeite untergebracht, und 
es befindet ſich dementſprechend auch an der nördlichen Ausbauchung des hier entſtan denen 
großen Trichters ein ſtarker Salpeterbelag. Die Dampfleitung zu dem Injektor der Aus⸗ 
lauge⸗Apparatur führte durch den früheren Lokomobilraum hindurch. In dem öſtlich weiter 
anſtoßenden Gebäude ſollen ſich etwa 15 Faß naſſes Blättchenpulver zu je 25 kg be⸗ 
funden haben. 

Die Apparatur des Auslaugeraumes konnte zunächſt nicht gefunden werden, iſt aber 
ſpäter am Oſtabhang des Tales in Geſtalt von völlig zerſprengten und zerriſſenen Blech⸗ 
und Eiſenteilen mit aufgeriſſenen Schweiß⸗ und Nietnähten aufgefunden. Hieraus kann 
man ſchließen, daß die Apparatur der Zerſtörung durch eine Exploſion anheimgefallen und 
dabei durch den Exploſionsdruck fortgeſchleudert worden iſt. Die Annahme, daß die Ent⸗ 
zündung in einem Auslaugekeſſel, vielleicht infolge des aus irgend einem Grunde darin 
verbliebenen und erhitzten Pulvers entſtanden iſt, dürfte nach dieſem Befund auf jeden 
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Fall mit ziemlicher Wahrſcheinlichkeit ausſchalten. Man muß vielmehr annehmen, daß die 
erſte und größere Exploſion in dem weſtlichen Schießwollagerraum entſtanden iſt. Die 
Tatſache, daß die dort in Fäſſern gelagerte Schießwolle vollkommen detoniert iſt, zwingt 
zu der Annahme, daß ſie mindeſtens zum Teil ausgetrocknet war, jedenfalls aber weniger 
als 30 v. H. Waſſer enthalten hat. Es liegt nun nicht außer dem Bereich der Möglichkeit, 
daß die im November 1925 vorgenommene Befeuchtung der wahrſcheinlich ziemlich aus⸗ 
getrockneten Wolle nicht den ganzen Faßinhalt völlig durchdrungen hat, oder daß ſeitdem 
eine teilweiſe Austrocknung ſtattgefunden hat. Eine Nachkontrolle des Feuchtigkeitsinhalts 
iſt nicht vorgenommen worden. Die Austrocknung konnte dadurch begünſtigt werden, daß 
nicht nur die bereits erwähnte Dampfleitung zur Auslaugeanlage, ſondern auch diejenigen 
zum Atherrückgewinnungsgebäude durch den Lagerraum führten. Erſtere ſoll in etwa 
15 m Entfernung von dem Schießwollager vorbeigeführt haben und durch ein 
Brett oder Iſolierung gegen Wärmeausſtrahlung geſichert geweſen ſein, letztere 
ſoll ebenfalls iſoliert geweſen ſein. Auch wenn man von der Möglichkeit 
einer Beſchädigung der Iſolierung abſieht, hat jedenfalls durch die Leitung 
eine gewiſſe Erwärmung des Raumes ſtattgefunden; außerdem zog ſich unter dem Schieß— 
wollager der Fuchs zu dem Schornſtein hin, und es iſt nicht ausgeſchloſſen, daß durch Un⸗ 
dichtigkeiten aus ihm Rauchgaſe in den Raum eingetreten find. Eine allmähliche Aus⸗ 
trocknung kann unter dieſen Umſtänden wenigſtens bei den an ungünſtigſter Stelle befind⸗ 
lichen Faͤſſern, zumal beim Eintritt der wärmeren Jahreszeit und fortgeſetzter Wärme⸗ 
zufuhr, eingetreten ſein, die in weiteren Folgen dann zur Selbſtzerſetzung und Entzündung 
geführt hat. Jedenfalls dürfte dieſe Erklärung nach den Ermittlungen für das Zuſtande⸗ 
kommen der erſten Exploſion die größte Wahrſcheinlichkeit für ſich haben. Die erſte 
Exploſion hat dann die zweite kleinere Pulverexploſion ausgelöſt. 

Die umliegenden Gebäude, wie die Atherrückgewinnungsanlage, das Preßhaus, die 
Verdrängungsanlage, die Alkoholzurückgewinnung, das Keſſelhaus und Maſchinenhaus 
wurden völlig zerſtört, weiter entfernt liegende, wie das Knetwerk, das Vacuum⸗Trocken⸗ 
haus, das Pumpenhaus, das Siebhaus, die Packanlage und 2 Schießwollager ſind ab— 
gebrannt, die übrigen Gebäude ſind mehr oder weniger ſtark beſchädigt. Bei dem Brand 
ſind teilweiſe nur die Holzteile der Fäſſer abgebrannt, ſo daß die unverſehrte Schießwolle 
frei zu Tage liegt. 

Nach dem Urteil der Sachverſtändigen wäre die Verwendung des früheren Lokomobil⸗— 
raumes, der mitten im Betrieb liegt, als Schießwollager beſſer unterblieben, zumal auch 
die Wohlfahrtsräume in unmittelbarer Nähe lagen. Überhaupt ſcheint auch die Lagerung 
ungewöhnlich großer Mengen von Schießwolle, die an verſchiedenen Stellen der Fabrik 
feſtgeſtellt wurden, recht bedenklich. Die Fäſſer waren in den Räumen teilweiſe bis an 
die Decke aufgeſtapelt, ſo daß eine Kontrolle des Feuchtigkeitsgehalts und überhaupt der 
Feuchthaltung ſehr erſchwert war. Der techniſche Aufſichtsbeamte der Berufsgenoſſenſchaft 
hat auf dieſe Punkte auch aufmerkſam gemacht. 

Da es nicht ausgeſchloſſen erſcheint, daß auch in anderen Betrieben größere Mengen 
von Schießwolle lagern, geſtatte ich mir die Anregung, die in Betracht kommenden Ge- 
werbeaufſichtsbeamten auf die hierin liegende Gefahr aufmerkſam zu machen, damit ſie bei 
ihren Beſichtigungen hierauf achten und das Erforderliche veranlaſſen können. 


III 2719 26. J. V.: (Unterſchrift). 


An die Landesregierungen. 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege. 


Erl. d. M. f. H. vom 14. Oktober 1926 Nr. III 90264, IIa 4701, betr. Aufwertung der 
Guthaben bei Fabrik: und Werkſparkaſſen ſowie der Anſprüche an Betriebspenſionskaſſen. 
Im Anſchluß an den Runderlaß vom 7. September 1926 
— UI. 8674/lIa. 4624 —. 
Auf Grund des Artikels 19 Abſ. 1 der Durchführungsverordnung zum Aufwertungs- 
geſetz vom 8. Juli 1926 (RGBl. I S. 403) hat das Preußiſche Staatsminiſterium unterm 
13. September 1926 eine Verordnung über das Koſtenweſen bei den Aufwertungsſtellen 
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für die Aufwertung der Guthaben bei Fabrik- und Werkſparkaſſen ſowie der Anſprüche 
an Betriebspenſionskaſſen erlaſſen. Die Verordnung iſt in Nr. 38 der Preußiſchen Geſetz⸗ 
ſammlung vom 22. September 1926 S. 253 veröffentlicht. Mit Rückſicht darauf, daß 
diesbezügliche Anfragen möglicherweiſe dorthin gelangen, mache ich darauf aufmerkſam. 


J. A.: von Meyeren. 


An die Herren Oberpräſidenten in Berlin⸗Charlottenburg, Hannover, Münſter i. W., Kiel, 
Koblenz, Königsberg i. Pr., Magdeburg, Stettin, Breslau, Oppeln und die Herren 
Regierungspräſidenten in Caſſel, Wiesbaden, Düſſeldorf. 


Erl. d. M. f. H. vom 16. Oktober 1926 Nr. III a 1551, III 7799 M. f. H., III B 4636 M. f. V., 
betr. Schlichtungsweſen. 

Der Herr Reichsarbeitsminiſter hat uns den abſchriftlich beigefügten Erlaß des Bayeri⸗ 
ſchen Staatsminiſteriums für ſoziale Fürſorge vom 31. Mai 1926 zur Kenntnis mit 
dem Bemerken überſandt, daß er den Ausführungen dieſes Erlaſſes zuſtimme. Auch uns 
erſcheint ein Tätigwerden der Schlichtungsausſchüſſe von Amts wegen auf Grund der 
in dem Erlaß angedeuteten Anregungen der Arbeitsuachweiſe durchaus erwünſcht, um 
Schwierigkeiten möglichſt zu vermeiden, die ſich in tarifloſer Zeit leicht aus dem Begriff 
des „angemeſſenen ortsüblichen Lohns“ (8 13 Abſ. 1 der Verordnung über Erwerbs⸗ 
loſenfürſorge) ergeben. 

Abdrucke für die Schlichtungsausſchüſſe ſind beigefügt. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Der Miniſter für Volkswohlfahrt. 
Ss SE une eee 3 Sk Die lan eme 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Oberpräſidenten in Berlin⸗ 
Charlottenburg. 


Abſchrift. 
Staatsminiſterium für Soziale Fürſorge. 
Betrifft Vollzug des § 13 Abſ. 1 REV. 


In der letzten Zeit ſind vereinzelt Klagen darüber laut geworden, daß nach dem 
Ablauf von Tarifverträgen auf Arbeitgeberſeite verſucht wird, von Betrieb zu Betrieb 
niedrigere Löhne mit der Belegſchaft zu vereinbaren und im Falle des Widerſtandes der 
Arbeitnehmer unter Vermeidung der amtlichen Schlichtungsſtellen die Streitigkeiten da⸗ 
durch vor dem öffentlichen Arbeitsnachveis auszutragen, daß Arbeiter zu den neuen un⸗ 
günſtigeren Bedingungen angefordert werden und im Falle der Arbeitsverweigerung die 
Entziehung der Erwerbsloſenunterſtützung vom öffentlichen Arbeitsnachweis verlangt wird. 

Es bedarf kaum eines Hinweiſes auf die ſchwierige Lage des öffentlichen Arbeitsnach⸗ 
weiſes in ſolchen Fällen. Die Grundlage ſeines gedeihlichen Wirkens, das Vertrauen der 
beiden Parteien des Arbeitsvertrages, kaun dadurch leicht erſchüttert werden, mag die 
Entſcheidung — in vielen Fällen wohl durch Stichentſcheid des Vorſitzenden des Ver⸗ 
waltungsausſchuſſes — im einen oder anderen Sinne fallen. 

Der Arbeitsnachweis wird unter dieſen Umſtänden am zweckmäßigſten auf die als⸗ 
baldige Befaſſung der amtlichen Schlichtungsſtelle mit dem betreffenden Lohnſtreit hinzu⸗ 
wirken haben. Eine entſprechende Anregung an die in Betracht kommende amtliche 
Schlichtungsſtelle kann hierbei auf den § 5 Abf. 1 der Schlichtungsverordnung vom 
30. Oktober 1923 — RG Bl. 1 S. 1048, 1080 — in Verbindung mit $ 12 Abſ. 2 der 2. Aus⸗ 
führungsverordnung hierzu vom 29. Dezember 1923 — RGBl. 19241, S. 9, 150 — geſtützt 
werden. Unter Umſtänden kann es auch augezeigt ſein, über die Ortsüblichkeit und An— 
gemeſſenheit der gebotenen Löhne ein Gutachten des Schlichtungsausſchuſſes zu erholen. 

Der Landesſchlichter und die Schlichtungsausſchüſſe erhalten Abdruck dieſer Ent- 
ſchließung, die Arbeitsämter find geeignet zu verſtändigen. 

Nr. 502 a 4. 


München, den 31. Mai 1926. 


An das Landesamt für Arbeitsvermittlung. 
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Erl. d. M. f. H. vom 21. Oktober 1926 Nr. III 10336, betr. Bekanntmachung des Haupt⸗ 
wahlvorſtandes über das Ergebnis der Wahl des Hauptbetriebsrats beim Miniſterium 
für Handel und Gewerbe. 

Bei der Wahl zum Hauptbetriebsrat beim Miniſterium für Handel und Gewerbe 
ſind insgeſamt 778 gültige Stimmen abgegeben worden. 
Von dieſen Stimmen entfallen auf 
Liſte 1: Stimmen 
Angeſtellte vom Oberbergamt Halle und der Bergreviere Oſt⸗ und 
N 
Liſte 2: 
Gewerkſchaftsbund der Angeſtellte n. 1385 
Liſte 3: 
Freigewerkſchaftliche Liſte der Angeſtellten und Arbeiter (Zentral- 
verband der Angeſtellten — Verband der Gemeinde- und Staatsarbeiter 464 


Liſte 4: 

Liſte des Deutſchen Gewerkſchaftsbundes (chriſtlich⸗-national) .. 130 
Zu wählen ſind fünf Hauptbetriebsratsmitglieder. Es ſind hiernach gewählt: 
Liſte 3: 


1. Wachlin, Erich, Eichgehilfe, Berlin, Eichungsdirektion; 


2. Müller, Heinrich, ſozialpolitiſcher Referent, Berlin, Handelsminiſterium; 
3. Freund, Karl, Heizer, Frankfurt (Main), Baugewerkſchule; 
Liſte 2: 
4. Hartmann, Guſtav, ſozialpolitiſcher Referent, Berlin, Handelsminiſterium; 
Liſte 4: 
5. Calaminus, Wilhelm, Büroangeſtellter, Hamm i. W. (Bergrevier Lünen). 


Die auf die gewählten Mitglieder der Liſten 3, 2 und 4 folgenden Bewerber treten 
der Reihenfolge nach als Erſatzmitglieder für jetzt oder ſpäter etwa ausfallende Mit- 
glieder ein. 

J. P.: Dönhoff. 


An die Herren Regierungspräſidenten, den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin, die Ober⸗ 
bergämter, die Geologiſche Landesanſtalt in Berlin, die Bergakademie in Clausthal, die 
Bergwerksdireklion Saarbrücken (Abwickelungsſtelle) in Bonn, die Herren Obereichungs⸗ 
direktoren und Eichungsdirektoren. 


Erl. d. M. f. H. vom 21. Oktober 1926 Nr. III 10 337, betr. Richtlinien für die Erſtattung 
der Geſchäftsführungskoſten der Betriebsvertretungen im Bereiche der Verwaltung des 
Miniſteriums für Handel und Gewerbe. 


J. Allgemeines. 


A. Begriff der notwendigen Koſten. 

Als notwendig können nur Koſten anerkannt werden, die die Betriebs vertretungen 
oder ihre Mitglieder zur Wahrnehmung der ihnen durch Geſetz oder Verordnung zu— 
gewieſenen Aufgaben und Befugniſſe auſwenden müſſen. 

Die Aufgaben und Befugniſſe einer örtlichen Betriebsvertretung beſchränken ſich auf 
die Wahrnehmung der Intereſſen der Arbeitnehmer derjenigen Behörde, bei der ſie 
gebildet iſt; diejenigen einer gemeinſamen örtlichen Betriebs vertretung auf die Wahr⸗ 
nehmung der Intereſſen der Arbeitnehmer der mehreren Behörden, bei denen ſie gebildet 
iſt. Die Aufgaben und Befugniſſe des Hauptbetriebsrats beſtimmen ſich nach ſeiner 
Zuſtändigkeit. 

B. Nachweis der notwendigen Koſten. 

Die Erſtattung entſtandener Koſten darf regelmäßig nur inſoweit erfolgen, als ihre 

Notwendigkeit nach Grund und Betrag nachgewieſen iſt. 
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C. Verrechnung der erſtatteten Koſten. 


Die ſächlichen Koſten der Geſchäftsführung der Betriebsvertretungen (Abſchnitt II) 
find von der Behörde zu erſtatten, bei der die Betriebsvertretung errichtet iſt, die perſön— 
lichen Koſten (Abſchnitt III) ſind von der Behörde zu erſtatten, bei der das Mitglied der 
Betriebsvertretung beſchäftigt wird. 

Die entſtehenden Koſten ſind allgemein bei dem Geſchäftsbedürfnisfonds zu verrechnen. 


II. Sächliche Koſten (Räume und Geſchäftsbedürfniſſe). 
A. Allgemeines. 


Nach § 36 des Betriebsrätegeſetzes iſt die Betriebsvertretung nicht befugt, die erforder⸗ 
lichen Räume und Geſchäftsbedürfniſſe ſelbſtändig zu beſchaffen, ſie iſt vielmehr verpflichtet, 
ſich wegen der Vereitſtellung der erforderlichen Räume und Geſchäftsbedürfniſſe an die 
Behörde zu wenden. 

Die Behörde iſt verpflichtet, dem Antrage der Betriebsvertretung auf Bereitſtellung 
des erforderlichen Raumes und der Geſchäftsbedürfniſſe in dem in § 36 des Betriebsräte⸗ 
geſetzes vorgeſehenen Umfange zu entſprechen. Dabei hat ſie die größte Sparſamkeit 
obwalten zu laſſen und nach Möglichkeit mit Vorhandenem auszukommen. 

Beſchafft die Betriebsvertretung Räume und Geſchäſtsbedürfniſſe ſelbſtändig, fo 
handelt ſie auf eigene Gefahr. Koſten, die in ſolchen Fällen entſtehen, dürfen von der 
Behörde nur inſoweit erſtattet werden, als ſie nach Grund und Betrag als notwendig 
anzuerkennen ſind. 

B. Räume. 


Für Vollſitzungen der Betriebsvertretung iſt, ſoweit erforderlich, ein vorhandener 
geeigneter Raum von Fall zu Fall zur Verfügung zu ſtellen. Iſt ein geeigneter Raum 
nicht verfügbar, fo iſt mit anderen Behörden an gleichen Orte wegen koſtenloſer Überlaſſung 
eines ſolchen in Verbindung zu treten. 

Das Gleiche gilt für Betriebsverſammlungen, die der Vorſitzende des Betriebsrats 
auf Verlangen der Behörde oder auf Verlangen von mindeſtens einem Viertel der wahl: 
berechtigten Arbeitnehmer einberuft; dabei iſt jedoch zu beachten, daß es nach 8 45 Abi. 2 
des Betriebsrätegeſetzes genügt, wenn der Raum für Teilverſammlungen geeignet iſt. Für 
Betriebsverſammlungen, die aus einem anderen Grunde einberufen werden, hat die Behörde 
nach Möglichkeit einen vorhandenen Raum zur Verfügung zu ſtellen; ſie darf ihn aber 
weder mieten noch ſonſt Koſten dafür aufwenden. 


C. Geſchäftsbedürfniſſe. 
1. Schreibſtoffe uſw. 


Die zur Erledigung des Schriftwechſels, zur Führung der Akten und ſonſt erforder— 
lichen Geſchäftsbedürfniſſe (Schreibpapier, Briefumſchläge, Aktendeckel, Heftgarn, verſchließ— 
bares Behältnis zur Aufbewahrung der Akten uſw.) ſind von der Behörde zur Verfügung 
zu ſtellen. Im Intereſſe möglichſter Sparſamkeit iſt darauf zu halten, daß die Betriebs— 
vertretung bei der laufenden Geſchäftsführung nicht ohne zwingenden Grund von dem bei 
der Behörde üblichen Verfahren abweicht, wenn dadurch beſondere Koſten entſtehen. 


2. Benutzung der Kanzlei. 
Zur Anfertigung oder Vervielfältigung umfangreicher Schriftſätze kann die Benutzung 
der Kanzlei geſtattet werden. Einer Betriebsvertretung eine Schreibkraft oder eine Schreib- 
maſchine zur alleinigen Verfügung zu überlaſſen, iſt jedoch nicht angängig. 


3. Poſtſendungen. 


Die erforderlichen Poſtwertzeichen hat die Behörde der Betriebsvertretung zur Ver- 
fügung zu ſtellen. In welcher Weiſe und in welchen Zeitabſchnitten die Notwendigkeit der 
Verwendung der Poſtwertzeichen zu prüfen iſt, wird im Benehmen mit der Betriebsvertretung 
zu regeln ſein; es dürfte ſich empfehlen, die Prüfung wöchentlich an der Hand einer Nach— 
weiſung vorzunehmen, in der die Betriebsvertretung die Verwendung der Poſtwertzeichen 
fortlaufend vermerkt. 
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4. Benutzung von Fernſprechern. 

Zu Ferngeſprächen im Ortsverkehr können die dienſtlichen Feruſprecher benutzt werden; 
zur Führung gebührenpflichtiger Geſpräche im Fernverkehr auf dienſtlichen Fernſprechern 
bedarf es der vorherigen Zuſtimmung der Behörde. 

Beſondere Fernſprecher — mit Ausnahme von Hauptanſchlüſſen — dürfen für Be⸗ 
triebsvertretungen nur eingerichtet werden, wenn hierzu ein beſonderes Bedürfnis beſteht. 


5. Benutzung der Bücherei. 

Die Druckſchriften, deren die Betriebsvertretung zur Erfüllung der ihr zugewieſenen 
Aufgaben bedarf (3. B. eines brauchbaren Kommentares zum Betriebsrätegeſetz), ſind ihr 
in dem erforderlichen Umfange aus den Beſtänden der Bücherei der Behörde zum Gebrauch 
zu überlaſſen. Soweit ſie in der Bücherei nicht vorhanden ſind und beſchafft werden 
müffen, find fie vor ihrer Überlaſſung an die Betriebsvertretung der Bücherei einzuver⸗ 
leiben. Die unnötige Beſchaffung verſchiedener Ausgaben derſelben Beſtimmungen, bejon- 
ders in mehreren Stücken, iſt zu vermeiden. 


III. Perſönliche Koſten. 


A. Am Beſchäftigungs⸗ oder Wohnort. 

Den am Sitze der Betriebsvertretung beſchäftigten oder wohnhaften Mitgliedern 
einer Betriebsvertretung werden in der Regel Koſten nicht erwachſen und daher nicht zu 
erſtatten ſein. Eine Erſtattung kann nur in Ausnahmefällen in Betracht kommen, wenn 
das Mitglied der Betriebsvertretung den ganzen Tag über in Anſpruch genommen und 
deshalb — wie es nur in Großſtädten vorkommen wird — genötigt iſt, die Hauptmahl⸗ 
zeit an einer anderen Stelle als ſonſt einzunehmen. In dieſem Falle dürfen Zehrkoſten 
bis zum Betrage von 2,50 Reil für den Tag erſtattet werden. 


B. Bei Reiſen außerhalb des Beſchäftigungs⸗ oder Wohnorts. 


1. Allgemeines. 

Reiſen der Mitglieder des Hauptbetriebsrats zu ordnungsmäßig einberufenen Voll⸗ 
ſitzungen des Hauptbetriebsrats ſind regelmäßig als notwendig anzuſehen. Im übrigen 
können Reiſen außerhalb des Beſchäftigungs- oder Wohnorts als notwendig nur anerkannt 
werden, wenn ihr Zweck in den Rahmen der Aufgaben und Befugniſſe der Betriebsver— 
tretung fällt und auf ſchriftlichem Wege nicht erreicht werden kann. 

Ob eine Reiſe als notwendig anzuſehen iſt, wird zur Vermeidung von Nachteilen 
für die Betriebsvertretung zweckmäßig vor Antritt der Reiſe von der Behörde im Benehmen 
mit der Betriebsvertretung zu prüfen ſein; geht die Betriebsvertretung ſelbſtändig vor, ſo 
handelt ſie auf eigene Gefahr. 

Die geltenden Beſtimmungen über die Notwendigkeit der Nachſuchung von Dienſtbe— 
freiung oder Urlaub bleiben unberührt. 


2. Fahrkoſten. 
Bei notwendigen Reiſen außerhalb des Beſchäftigungs⸗ oder Wohnorts werden die 
tatſächlich entſtehenden notwendigen Fahrkoſten erſtattet, und zwar 
a) im allgemeinen die Fahrkoſten der III. Wagenklaſſe, 
b) Schwerkriegsbeſchädigten ausnahmsweiſe die Fahrkoſten der II. Wagenklaſſe, 
wenn die Art der Beſchädigung die Benutzung der II. Wagenklaſſe rechtfertigt 
und die II. Wagenklaſſe mit Zuſtimmung der Behörde tatſächlich benutzt wird. 


3. Tagegelder. 

Bei notwendigen Reiſen außerhalb des Beſchäftigungs- oder Wohnorts werden, ohne 
daß es des Nachweiſes des tatſächlichen Aufwandes bedarf, bis auf weiteres Tage⸗ und 
Übernachtungsgelder in Höhe der jeweils für die Beamten der Tagegeldſtufe I maß⸗ 
gebenden Sätze gewährt. Als teuere Orte im Sinne dieſer Beſtimmung gelten bei Reiſen 
der Mitglieder von Betriebsvertretungen die Orte, die bei Dienſtreiſen der Staatsbeamten 
als teuere Orte bezeichnet worden ſind. 

Im Intereſſe der Geſchäftsvereinfachung erteile ich hiermit die Ermächtigung, in 
Einzelfällen, in denen die Tagegelder zur Deckung der unbedingt notwendigen Ausgaben 


328 

an Unterkunft und Verpflegung, jedoch unter Berückſichtigung der häuslichen Erſparniſſe, 
nicht ausgereicht haben, Zuſchüſſe oder eine Pauſchvergütung zu den Tagegeldern dort 
ſelbſtändig anzuweiſen. Von einer Anrechnung häuslicher Erſparniſſe auf die zu erſtatten⸗ 
den Tagegelder und Zehrkoſten (Abſchnitt III A) wird allgemein abgeſehen werden können, 
wenn von dem Mitglied der Betriebsvertretung verſichert wird, daß bei den angeforderten 
Beträgen eine Erſparnis im Haushalt bereits berückſichtigt oder nicht eingetreten iſt. So⸗ 
weit eine Anrechnung von Haushaltserſparniſſen in Frage kommt, ſind die in Rechnung 
geſtellten Beträge bis zu 20 v. H. zu kürzen. Im übrigen finden auf die Gewährung von 
Tagegeldern die für die Beamten geltenden Beſtimmungen ſinngemäß Anwendung. 


4. Vorſchüſſe auf Fahrkoſten und Tagegelder. 


Den Mitgliedern der Betriebsvertretungen ſind bei notwendigen Reiſen außerhalb 
des Beſchäftigungs oder Wohnorts auf Antrag vor Antritt der Reiſe Vorſchüſſe bis zum 
Betrage der vorausſichtlich entſtehenden notwendigen Fahrkoſten und der Tage- und Über⸗ 
nachtungsgelder zu gewähren. 


5. Koſten der Teilnahme an Sitzungen der Berufsvereine. 


Koſten, die den Mitgliedern der Belriebsvertretungen durch die Teilnahme an Sitzungen 
der wirtſchaftlichen Vereinigungen der Arbeitnehmer, denen ſie angehören, entſtehen, können 
nicht erſtattet werden. 


IV. Sonſtige Beſtimmungen. 
Nach den vorſtehenden Richtlinien, die auch im Miniſterialblatt der Handels⸗ und 
Gewerbeverwaltung veröffentlicht werden, iſt vom Tage des Eingangs ab zu verfahren. 
In Zweifelsfällen iſt meine Entſcheidung einzuholen. 
Die vorſtehenden Richtlinien find den Betriebsvertretungen mitzuteilen. 


J. B.: Dönhoff. 


An die Herren Regierungspräſidenten, den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin, die Ober⸗ 
bergämter, die Geologiſche Landesanſtalt in Berlin, die Bergakademie in Clausthal, die 
Bergwerksdirektion Saarbrücken (Abwicklungsſtelle) in Bonn, die Herren Obereichungs- 
direktoren und Eichungsdirektoren. 


V. Gewerbliche Unterrichtsangelegenheiten. 


Berufsſchulen. 


Erl. d. M. f. V. vom 19. Oktober 1926 Nr. I M II 3662/25, betr. Abſchlußprüfungen für 
Drogiſten an Berufsſchulen. 


Einem ſchon wiederholt aus Drogiſtenkreiſen geäußerten Wunſche entſprechend will 
ich mich im Einvernehmen mit dem Herrn Miniſter für Handel und Gewerbe bis auf 
weiteres damit einverſtanden erklären, daß mit Genehmigung der Herren Regierungs⸗ 
präſidenten (in Berlin des Herrn Polizeipräſidenten) Kreisärzte an den Abſchlußprüfungen 
ſolcher Berufsſchulen für Drogiſten, die während dreier Jahre einen geordneten Fachunter⸗ 
richt erteilen, als Prüfer teilnehmen. Wenn an dem Sitz einer derartigen Berufsſchule 
mehrere Kreisärzte in Betracht kommen, ſo können dieſe periodiſch prüfen. Die Prüfung 
durch die Kreisärzte erſtreckt ſich auf die allgemeine Kenntnis der Vorſchriften des Straf⸗ 
geſetzbuchs und der Gewerbeordnung über den Handel mit Giften, auf die eingehende 
Kenntnis der Polizeiverordnung über den Handel mit Giften vom 22. Februar 1906, auf 
die Kenntnis der Zuſammenſetzung der hauptfächlich gehandelten Gifte und giftigen Farben, 
der landesüblichen Bezeichnung der Gifte und der Gefahren, die beim Umgang mit Giften 
und giftigen Farben drohen (Feuergefährlichkeit, Atzwirkung, Schädlichkeit der Verſtäubung 
u. dgl.). Die Beſtimmung einiger Proben von beſonders charakteriſtiſchen Giften und 
giftigen Farben iſt zu verlangen. Das Zeugnis über das Beſtehen einer derartigen, unter 
Mitwirkung eines Kreisarztes abgehaltenen Abſchlußprüfung, in der ausreichende Kennt⸗ 
niſſe der Gifte und der Beſtimmungen über den Verkehr mit Giften nachgewieſen worden 
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iind (vgl. 856 der Dienſtanweiſung für die Kreisärzte vom 1. September 1909), iſt bei 
der Erteilung der Erlaubnis zum Feilhalten von Giften (zum Handel mit Giften) dem 
kreisärztlichen Zeugnis über die für Gifthändler erforderliche Sachkenntnis (vgl. den Erlaß 
vom 7. Januar 1910 — M. d. J. Ile 3375, M. f. H. IIb Nr. 12934, M. d. g. A. 
M Nr. 8878 —) gleich zu erachten, wenn es von dem Kreisarzt, der bei der Abſchluß— 
prüfung mitgewirkt hat, ebenfalls unterſchrieben iſt. 

Dieſer Erlaß gelangt im Miniſterialblatt „Volkswohlfahrt“ und im Miniſterialblatt 
der Handels⸗ und Gewerbe⸗Verwaltung zum Abdruck. 


J. V.: Scheidt. 


An 1. die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin, 
2. die Herren Oberpräſidenten. 


Zu 2: Abſchriftlich zur gefl. Kenntnis ergebenſt überſandt. 


VI. Nichtamtliches. 


Bücherſchau. 
(Eine Beſprechung und amtliche Empfehlung der eingeſandten Bücher findet, ſofern es ſich nicht um amtliche 
Ausgaben oder im amtlichen Auftrage herausgegebene Werke handelt, nicht ſtatt.) 
„Einführung in die Büropraxis“, Leitfaden für Angeſtellte in juriſtiſchen und 
Verbandsbüros von Dr. Paul Poſener, Rechtsanwalt und Notar in Berlin. Fichtner 
& Co., Verlag, Berlin NW7, Georgenſtr. 46a. 


Im Verlage von Walter De Gruyter & Co., Berlin W 10, Genthiner Str. 38, iſt 
der „III. Nachtrag zur Amtlichen Liſte der deutſchen Seeſchiffe mit Unter— 
ſcheidungsſignalen vom Jahre 1925“ erſchienen. 

Den Reichs⸗ und Staatsbehörden ſowie den Wiederverkäufern wird das Druckheft 
bei unmittelbarer Beſtellung zum Preiſe von 0,60 RM von der Verlagsbuchhandlung Walter 
De ehen & Co. geliefert. Im Buchhandel iſt das Heft zu einem Preiſe von 0,80 K. “ 
zu beziehen. 


Carl Heymanns Verlag in Berlin W 8, 
Gedruckt bei Julius Sittenfeld in Berlin WE. 
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